
Starthilfe für Vermittler
Wann eine Vergütung eine Vorschusszahlung oder Sonderleistungsvergütung ist, zeigt ein aktuelles Urteil
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Unternehmer gewähren ihren Vertretern 
immer wieder Provisionsvorschüsse, 

ohne Näheres schriftlich zu vereinbaren. 
Fordern sie dann unverdiente Vorschüsse 
zurück, sind Vertreter nicht selten erfin-
dungsreich. Teilweise stellen sie sich auf den 
Standpunkt, dass es sich bei den Zahlungen 
um verlorene Zuschüsse handelt. Teilweise 
behaupten sie, es seien Sonderleistungsver-
gütungen. Die Herausforderung des Unter-
nehmers, das Geld zurückzubekommen, ver-
stärkt sich in der Regel dann, wenn es sich bei 
den Zahlungen um „Starthilfen“ handelt, die 
in der Anfangsphase des Vertragsverhältnis-
ses gewährt werden, in denen der Vertreter 
noch nicht über die Gewerbeerlaubnis nach 
§ 34 d GewO verfügt.

In einem vor dem OLG Brandenburg1 
verhandelten Streitfall hatte der Prinzipal 
einem Vertreter Starthilfen ohne schriftli-
che Vereinbarung gezahlt. Das Starthilfe-
modell des Unternehmers, das die Zeit bis 
zur Erlangung der Gewerbeerlaubnis nach 
§ 34 d GewO überbrücken sollte, sah so aus, 
dass der Vertreter die Starthilfe nur erhielt, 
wenn er eine bestimmte Anzahl von Daten-
aufnahmen bei Kunden gefertigt hatte. Die 
Datenaufnahmen, die die Starthilfe voraus-
setzte, verschafften einen Überblick über die 
vorhandenen Versicherungs- und Kapitalan-
lageverträge des Kunden. Vermittelte darauf 
ein anderer Vertreter mit Gewerbeerlaubnis 
unter Verwertung der Datenaufnahme Ge-
schäfte, wurde der die Datenaufnahme fer-
tigende Vertreter an der Provision aus den 
geschlossenen Geschäften beteiligt. Des Wei-
teren war vorgesehen, dass der Kunde unter 
bestimmten Voraussetzungen ein Entgelt 
für eine aus der Datenaufnahme generierte 
geordnete Zusammenstellung der Versiche-
rungs- und Finanzdienstleistungsverträge 
zu zahlen hatte. Die Starthilfezahlungen 
konnten schließlich über Wettbewerbe ins 
Verdienen gebracht werden, wenn der Ver-
treter die dazu erforderliche Anzahl von Ge-
schäften vermittelt hatte. Der zwischen den 
Parteien geschlossene Vertretervertrag sah 
grundsätzlich eine erfolgsabhängige Ver-
gütung für geschlossene Geschäfte vor. Der 
auf Rückzahlung des Vorschusses verklagte 
Vertreter hatte eingewandt, dass es sich bei 
den Starthilfezahlungen nicht um einen Vor-
schuss, sondern um eine Vergütung für die 
erstellten Datenaufnahmen gehandelt habe. 

Nachdem das Landgericht die Klage noch 
abschlägig beschieden hatte, verurteilte das 
OLG den Vertreter zur Rückzahlung der 
Starthilfezahlungen. Der Senat ordnete die 
Starthilfen als rückzahlbare Vorschussleis-
tungen ein. Dem stehe nicht entgegen, dass 
keine schriftliche Vereinbarung getroffen 
worden sei. Es reiche vielmehr aus, dass der 
Unternehmer jedenfalls einen Teil der Zah-
lungen als Vorschuss deklariert habe und die 
Zahlungen nach einigen Monaten in das auf 
den Provisionsabrechnungen geführte Vor-
schusskonto eingestellt habe. Die Entgegen-
nahme der Zahlungen durch den Vertreter 
reiche dann für die Annahme einer konklu-
denten Vereinbarung über den Vorschuss-
charakter der Zahlungen aus. Der Vertreter 
könne derartige Zahlungen von vornherein 
nur als Vorschusszahlungen verstehen, wenn 
der Vertretervertrag ausschließlich Provisio-
nen für die Vermittlung von Geschäften vor-
sehe. Angesichts dieser vertraglichen Rege-
lung seien Zahlungen in einem Zeitraum, in 
dem der Vertreter mangels Gewerbeerlaub-
nis gemäß § 34 d GewO noch keine Versiche-
rungen vermitteln könne, nur als rückzahl-
bare Vorschussleistungen des Unternehmers 
in Gestalt von Anschubdarlehen zur Siche-
rung der Existenz bis zur Erlangung der Ge-
werbeerlaubnis anzusehen. Dies gelte auch 
dann, wenn der Unternehmer zudem einen 
Wettbewerb auslobe, durch den der Vertre-
ter die Starthilfe ebenfalls verdienen könne. 

Vertreter muss beweisen, dass es sich 
um keinen Vorschuss gehandelt hat
Behaupte der Vertreter angesichts einer der-
artigen Sachlage, dass es sich um keine Vor-
schüsse gehandelt habe, müsse er diese Be-
hauptung darlegen und beweisen. Das OLG 
Brandenburg schloss sich in diesem wesent-
lichen Punkt dem OLG Celle an, das die Be-
weislastverteilung im Ergebnis ebenfalls so 
gesehen hatte,2 stellte dogmatisch aber nicht 
auf die Grundsätze einer rechtsgrundlosen 
Bereicherung, sondern auf die Abweichung 
von der vertretervertraglich fixierten Provi-
sionsabrede ab. Trete der Vertreter den Über-
weisungen mit dem Text „Vorschuss“ und der 
Einstellung der Zahlungen in das Vorschuss-
konto sowie der Verrechnung des Starthilfe-
saldos mit Provisionsgutschriften nicht ent-
gegen, spreche dies bereits gegen die von ihm 
behauptete erfolgsunabhängige Sonderleis-

tungsvergütung. Auch der Vortrag, ein ande-
rer Vertreter habe mitgeteilt, dass eine Rück-
zahlung nicht befürchtet werden müsse, rei-
che allein deshalb nicht aus, weil dieser man-
gels Bevollmächtigung keine Erklärungen im 
Namen des Unternehmers abgeben könne. 

Eine besondere Vergütung für die von 
dem Vertreter aufgenommenen Daten der 
Kunden war den Provisionsbestimmungen 
des Vertretervertrages nicht zu entnehmen. 
Der Unternehmer hatte vorgetragen, dass die 
Datenaufnahmen für die Erstellung von so 
genannten persönlichen Finanzkonzeptio-
nen erforderlich waren, auf deren Grundlage 
erst vergütungspflichtige Geschäfte vermit-
telt werden konnten. Dem Vertreter sollte der 
Anspruch auf Provision erst zustehen, nach-
dem auf der Grundlage der Datenaufnahme 
Geschäfte für den jeweiligen Kunden vermit-
telt werden konnten. Hinzu komme weiter, 
dass der Vertreter bei Zufriedenheit des Kun-
den ein weiteres Entgelt habe erzielen kön-
nen, das – unterstelle man die Behauptung, 
es handele sich um ein Entgelt für Datenauf-
nahmen als richtig – in keinerlei Verhältnis 
zu den Provisionen stehe, die nach den ver-
tretervertraglichen Regelungen für vermit-
telte Verträge hätten verdient werden können.

Die Entscheidung verdient Zustim-
mung. Dass eine Datenaufnahme, die erst 
die Grundlage einer Beratung bildet, noch 
nicht zu Provisionseinnahmen führen kann, 
versteht sich in einem Handelsvertreterver-
hältnis von selbst. Zutreffend ist auch, dass 
das OLG dem Vertreter die Darlegungs- und 
Beweislast für das von ihm behauptete Son-
derleistungsentgelt auferlegt hat, zumal die-
ses eine vom schriftlichen Vertretervertrag 
abweichende und ihn begünstigende Vergü-
tungsabrede vorausgesetzt hätte.  
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